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65022 Wiesbaden 
 
 
 
Betr.:  Aktenzeichen: I A 2.9         
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
 
zu dem Gesetzentwurf, Fraktion der CDU, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Gesetz zur 
Änderung des Juristenausbildungsgesetzes und von Rechtsverordnungen über die Juristenaus
bildung, Drucks. 20/626, gebe ich für die Neue Richtervereinigung – Landesverband Hessen 
folgende Stellungnahme ab: 
 
Die Neue Richtervereinigung befürwortet die Rückkehr zur Verbeamtung der Referendarin
nen und Referendare im Justizdienst ausdrücklich, weil dies mit einer Anhebung der Referen
darvergütung verbunden ist und die Referendare nicht – sollten sie nach dem zweiten juristi
schen Staatsexamen im Justizdienst verbleiben – nur für die Dauer der Referendarzeit sozial
versicherungspflichtig werden. Dies wird sicher die Attraktivität des Referendardienstes in 
Hessen steigern.     
 
Die Neue Richtervereinigung hält jedoch das mit dem Gesetzesentwurf angestrebte Fernziel 
einer besseren Deckung des zunehmenden Bedarfs an hoch qualifizierten Nachwuchskräften 
im höheren Justizdienst durch eine Steigerung der Attraktivität des juristischen Vorberei
tungsdienstes und eine damit verbundene – vorübergehende – stärkere Bindung der Referen
darinnen und Referendare an das Land Hessen allein nicht für erreichbar. 
 
Es ist zu bezweifeln, dass eine gesteigerte Attraktivität des juristischen Vorbereitungsdienstes 
für die spätere Berufswahl der Referendarinnen und Referendare von ausschlaggebender Be
deutung ist, wenn diese zugleich während des Vorbereitungsdienstes in den Ausbildungsstati
onen bei den Gerichten und den Staatsanwaltschaften mit den unattraktiven Arbeitsbedingun
gen der Kolleginnen und Kollegen im höheren Justizdienst konfrontiert werden, während sie 
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in ihren Stationen bei Anwälten oder Wirtschafsunternehmen weit angenehmere Arbeitsbe
dingungen vorfinden. Eine Rückkehr zur Verbeamtung der Referendarinnen und Referendare 
wird allein die Folge nach sich ziehen, dass weniger Absolventen des ersten juristischen 
Staatsexamens zum Vorbereitungsdienst in andere Bundesländer abwandern.  
 
Das Ziel einer Gewinnung hoch qualifizierter Nachwuchskräfte für den höheren Justizdienst 
kann nur durch eine Steigerung der Attraktivität des höheren Justizdienstes erreicht werden. 
 
Dazu ist es zunächst erforderlich, die Belastung der Kolleginnen und Kollegen im höheren 
Justizdienst nachhaltig zu senken, indem die überall erforderlichen weitere Stellen geschaffen 
werden. Das Gegenteil geschieht jedoch, indem noch nicht einmal der Stellenbedarf nach 
Pebb§y berücksichtigt wird. Statt dessen werden die Gerichte mit weiteren Belastungen kon
frontiert, wie etwa die Amtsgerichte, die bisher ohne jede personelle Verstärkung oder ir
gendwelchen finanziellen oder Freizeitausgleich immer mehr Aufgaben in den Bereitschafts
diensten von 6.00 Uhr bis 21.00 Uhr zu bewerkstelligen haben oder zur Zeit Klagefluten in 
sog. Fluggastfällen oder VWFällen zu verzeichnen haben. Auch bei den Landgerichten oder 
Staatsanwaltschaften und in den anderen Gerichtsbarkeiten sieht die Situation nicht besser 
aus. All dies wird die Neigung der Referendarinnen und Referendare, sich auf eine Richter
stelle zu bewerben, kaum erhöhen 
 
Hinzu kommt der faktische Einkommensabbau im höheren Justizdienst, der nach Austritt 
Hessens aus der Tarifgemeinschaft der Länder seit Jahren schleichend voranschreitet. Die Be
soldung hessischer Bediensteter im höheren Justizdienst bleibt inzwischen hinter der vieler 
anderer Bundesländer und hinter der Besoldung im Bundesdienst weit zurück. 
Hessen Rückkehr in die Tarifgemeinschaft der Länder und die Angleichung der Besoldung an 
die anderer Bundesländer würde die Attraktivität des höheren Justizdienstes wieder etwas be
leben. 
 
Auch das Lebensarbeitszeitkonto, das den hessischen Richterinnen und Richtern verweigert 
wird, wäre ein Mosaikstein zu einer gesteigerten Attraktivität des Richterberufs.  
 
Das gleiche gilt für den vor Jahren erfolgten Abbau der Mitwirkungs und Beteiligungsrechte 
der Richterinnen und Richter der revidiert werden muss. 
 
Für das Sprechergremium 

 
Thomas Sagebiel                                                        
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Gießen, 8. Juli 2019 
 
 
 
Gesetz zur Änderung des Juristenausbildungsgesetzes und  
von Rechtsverordnungen über die Juristenausbildung 
 
Ihr Schreiben vom 4. Juni 2019 
Stellungnahme 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Wissenbach,  
sehr geehrte Damen und Herren,  
 
die Vereinigung hessischer Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter bedankt 
sich für die Gelegenheit, zu dem im Betreff genannten Gesetzentwurf Stellung neh-
men zu können.  
 
I. Wir begrüßen die Bemühungen des Landes um die Gewinnung qualifizierten Nach-
wuchses für den höheren Justizdienst.  
 
Dabei ist der Ansatz, mit der Förderung einer qualifizierten Ausbildung von Juristin-
nen und Juristen im Referendariat zu beginnen, sinnvoll. Die Wiedereinführung der 
Verbeamtung im juristischen Vorbereitungsdienst kann ohne Zweifel dazu beitragen, 
dass sich der juristische Nachwuchs für die Ableistung des Referendariats in Hessen 
entscheidet. 
 
Die vorgesehenen Änderungen sind sachgerecht. Es wird ausdrücklich befürwortet, 
dass die Rechtsreferendare (wieder) in das Beamtenverhältnis auf Widerruf über-
nommen werden. Neben den finanziellen Aspekten und dem Ziel, den Vorberei-
tungsdienst attraktiver zu machen, ist die stärkere Einbeziehung der Referendare in 
die staatliche Verantwortung und die Loyalität dem Staat gegenüber ein weiterer 
Aspekt, der für die vorgesehene Änderung spricht. 
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Durch die Neufassung wird es jedoch auch für Bewerberinnen und Bewerber, die 
nicht Beamtin oder Beamter auf Widerruf werden wollen oder können, weiterhin 
ermöglicht, die Ausbildung abzuschließen.  
 
 
II. Die weiteren Vorschläge zur Änderung des JAG in Art. 1 des Änderungsgesetzes 
sind folgerichtig, ebenso wie die in den Art. 2 bis 5 verzeichneten Regelungen. 
 
Zu prüfen wäre unter Umständen lediglich, ob noch Bedarf für die bisherige Über-
gangsvorschrift in § 54a a.F. besteht (der zu § 54 neu werden soll).  
 
 
III. Allerdings sollten die Bemühungen um eine Förderung der Ausbildung und der 
Gewinnung von geeigneten Personen für den späteren Justizdienst mit den 
erörterten Maßnahmen keinesfalls enden. Es darf nicht außer Betracht bleiben, dass 
die so gewonnenen Rechtsreferendare in dem abzuleistenden Vorbereitungsdienst 
ihren – im besten Fall – zukünftigen Arbeitsplatz eindrücklich kennenlernen. Die 
Entscheidung, dem Land Hessen und insbesondere auch dem Justizdienst nach der 
Beendigung des Referendariats treu zu bleiben, wird daher vor allem von der dort 
erlebten Attraktivität des zukünftigen Arbeitsplatzes abhängen. Wird diese nicht für 
die Referendare sichtbar, sind vermehrte – finanzielle und personelle – Anstren-
gungen in der Referendarausbildung unter Umständen verloren. 
 
Neben der Frage der Besoldung kommt es ganz wesentlich auf die übrigen Arbeits-
bedingungen an, die im Referendariat erlebt werden. Eine auskömmliche personelle 
und vor allem auch eine gute sachliche und technische Ausstattung der Gerichte, 
durch die der zukünftige Arbeitsplatz positiv wahrgenommen wird, sind dabei von 
großer Bedeutung. Ebenso wichtig erscheint die Möglichkeit, nach der Beendigung 
des Rechtsreferendariats und der damit einhergehenden gesetzlichen Beendigung 
des Beamtenverhältnisses ggf. zügig und planbar wieder in den Justizdienst einstei-
gen zu können. Dies erfordert ggf. auch das aktive Ansprechen von geeigneten 
Kandidatinnen und Kandidaten. 
 
Die Vereinigung nutzt des Weiteren die Gelegenheit, anzuregen, die in § 29 Abs. 2 
JAG vorgeschriebenen Ausbildungsabschnitte zu evaluieren. Nach den Feststellun-
gen von Kolleginnen und Kollegen, die in der Ausbildung engagiert sind, ist die Fest-
schreibung einer neunmonatigen Anwaltsstation nicht produktiv genug. Manche 
Referendare nutzen diese Gelegenheit zudem nicht (oder nur unzureichend) dafür, in 
den Berufsalltag eines Rechtsanwalts einzudringen und sich vertiefte Kenntnisse im 
Praxisbereich anzueignen, sondern im Wesentlichen zur Vorbereitung des schrift-
lichen Examens. Nach Meinung der sachkundigen Ausbilderinnen und Ausbilder 
müsste hingegen insbesondere der Abschnitt des Vorbereitungsdiensts bei den 
Amts- und Landgerichten länger als vier Monate sein, damit die wesentlichen Grund-
lagen für die Arbeit einer Richterin oder eines Richters und der Zivilprozessordnung 
erarbeitet werden können.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
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Gießen, den 14.07.2019 

Stellungnahme des Verein der Rechtsreferendare Hessen e.V. und der 
Landessprechendenversammlung Hessen zur schriftlichen Anhörung zu Drucksache 20/626 – 
Reform des juristischen Vorbereitungsdienstes in Hessen 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme zur Reform des juristischen Vorbereitungsdienstes in 

Hessen und möchten hierzu gerne wie folgt Stellung nehmen: 

Der Verein der Rechtsreferendare Hessen e.V. und die Landessprechendenversammlung als Vertretung aller 

Rechtsreferendare und Rechtsreferendarinnen in Hessen begrüßen die im Gesetzesentwurf angestrebte Erhöhung 

der Unterhaltsbeihilfe bzw. Besoldung auf die Besoldungsgruppe Anwärter R1 in Verbindung mit der 

Verbeamtung der Referendare und Referendarinnen auf Widerruf. Wir erachten dies als wichtigen Schritt zur 

Verbesserung des juristischen Vorbereitungsdienstes in Hessen. Nur durch Gewährung einer notwendigen 

finanziellen Ausstattung kann eine für die überwiegende Anzahl aller Referendare und Referendarinnen 

notwendige Nebentätigkeit vermieden, und damit die Möglichkeit sich bestmöglich auf die zweite juristische 

Staatsprüfung vorbereitet zu werden, wodurch der zunehmende Bedarf an hoch qualifizierten Nachwuchskräften in 

der Justiz, Verwaltung und Wirtschaft in Hessen langfristig gewährleistet werden kann. 

Wir erlauben uns darauf hinzuweisen, dass diese Maßnahme aus unserer Sicht nur einer von mehreren Schritten 

sein kann, um die finanzielle Situation der Referendare und Referendarinnen in Hessen in ausreichender Weise zu 

sichern. Die juristische Ausbildung unterscheidet sich von anderen Ausbildungswegen durch einen deutlich 

höheren Kostenaufwand für die Ausbildung selbst. Während die Lebenshaltungskosten in den Ballungsräumen für 

alle Auszubildenden nur durch zusätzliche finanzielle Mittel gedeckt werden können, treffen die Referendare und -

Hessischer Landtag     
z.H. Rechtspolitischer Ausschuss 
Postfach 3240     
65022 Wiesbaden 
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Referendarinnen noch erhebliche zusätzliche Kosten, die Auszubildende anderer Berufsgruppen in diesem Ausmaß 

nicht finanzieren müssen. Sowohl zu Beginn der juristischen Ausbildung sowie nochmals kurz vor dem zweiten 

juristischen Staatsexamen müssen Referendare und Referendarinnen jeweils aktuelle Gesetzestexte für alle 

Rechtsgebiete und die dazugehörigen Gesetzeskommentare erwerben, dessen Kosten sich über  mehrere hundert 

Euro erstrecken. Darüber hinaus sind Referendare und Referendarinnen aufgrund der bislang leider noch nicht 

konstanten und ausreichenden Ausbildungsqualität an den Landgerichten und der Verwaltung weiterhin auf 

zusätzliche Vorbereitung durch private Repetitorien angewiesen, die regelmäßig vierstellige Beträge in Anspruch 

nehmen. Gleiches gilt für die Klausurenkurse an den Gerichten und der Verwaltung, deren Überlastung 

Referendare und Referendarinnen zur Wahrnehmung kostenpflichtiger privater Angebote drängt. Erschwerend 

kommt hierzu die derzeitige rechtliche Situation was die zusätzliche Vergütung aufgrund des Urteils des 

Bundessozialgerichts vom 31.03.2015, Az. B 12 R 1/13 und der darauffolgende Erlass, wonach Referendare und 

Referendarinnen keine zusätzliche Vergütung erhalten dürfen. 

Mit Blick auf diese Besonderheiten erachten wir weitere Maßnahmen für notwendig. Die Gesetzestexte und 

Kommentare sollten kostensparend und umweltschonend zumindest für die Examina gerichtsseitig bereitgestellt 

werden, sodass Referendare und Referendarinnen diese nicht auf eigene Kosten und nur zur einmaligen, unnötig 

umweltbelastenden Verwendung erwerben müssen. Die Notwendigkeit privater Vorbereitungs- und 

Klausurenkurse muss dadurch gehemmt werden, dass im weiteren Verlauf der Reformen das Ausbildungsniveau 

für die einzelnen Gerichtsbezirke und Arbeitsgemeinschaften angepasst und vereinheitlicht wird. Es ist 

unerlässlich, dass die notwendigen finanziellen und personellen Mittel bereitgestellt werden, um dezidierte Leiter 

für Arbeits- und Klausurarbeitsgemeinschaften zur Verfügung stellen zu können. Neben dem positiven Effekt der 

Erhöhung des Grundbetrags, der zur Folge hat, dass Referendare und Referendarinnen  der Möglichkeit näher 

kommen, nicht auf weitere finanzielle Mittel angewiesen zu sein, soll und darf die Qualität der Ausbildung nicht 

außer Acht gelassen werden. Hier besteht unseres Erachtens noch deutlicher Verbesserungs- und Handlungsbedarf. 

Wir möchten das Hessen im bundesweiten Wettbewerb um hoch qualifizierten Nachwuchs attraktiver wird, 

weshalb es unerlässlich ist die Ausbildungsinhalte zu vereinheitlichen und Qualität deutlich zu erhöhen. Dafür 

sollten unter anderem Schulungen für Leiter der Arbeits- und Klausurarbeitsgemeinschaften angeboten und 

verpflichtend durchgeführt und gleichzeitig das Engagement in der Referendarausbildung positiv bei beispielsweise 

Beförderungen berücksichtigt werden. 

Im Zuge der anstehenden Reform regen wir zudem an, auch die landesweite Interessenvertretung der Referendare 

und Referendarinnen im Sinne einer auf Landesebene organisierten Vereinigung der Referendare und 

Referendarinnen in das Juristenausbildungsgesetz aufzunehmen. Hierzu gibt es bereits § 42 Abs. 2 S. 1 Nr. 7 JAG. 

§ 40 JAG sollte unserer Ansicht nach um einen Abs. 4 mit folgendem Inhalt erweitert werden: „Die landesweite 

Interessenvertretung kann durch eine auf Landesebene organisierte Vereinigung der Rechtsreferendarinnen und 

Rechtsreferendare Hessen wahrgenommen werden.“ Dies wird dazu dienen, dass die Interessenvertretung der 

Referendare und Referendarinnen auch über die reguläre einjährige Amtszeit der Landessprechenden hinaus 

kontinuierlich fortgeführt werden kann, ohne Informationsverlust zu erleiden und einen kontinuierlichen Beitrag 
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zur juristischen Ausbildungssituation in Hessen gewährleisten zu können. Im Rahmen dessen sollte geprüft werden, 

ob § 42 Abs. 2 S. 1 Nr. 7 JAG hinsichtlich der Gewerkschaft („in Vertretung der Spitzenorganisationen der 

zuständigen Gewerkschaften“) zeitgemäß und realistisch ist. Nach von uns eingeholten Informationen haben 

Referendare und Referendarinnen keine Möglichkeit auf die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft. Dies sollte aus 

§ 42 Abs. 2 S. 1 Nr. 7 JAG nicht gestrichen werden, wir regen aber an, diesen dahingehend zu erweitern, dass der 

zweite zu vergebende Platz im Ausbildungsausschuss aus der jeweilig anderen Organisation besetzt werden kann, 

welche die landesweiten Interessen der Referendare und Referendarinnen vertreten.  

Der Verein der Rechtsreferendare Hessen e.V. und die Landessprechendenversammlung sind zuversichtlich, dass 

neben der erfreulichen Erhöhung der Unterhaltsbeihilfe bzw. Besoldung, durch weitere Reformen die 

Gesamtsituation des juristischen Vorbereitungsdienstes verbessert werden kann und seine nach wie vor 

bestehenden Probleme angegangen werden können.  

Wir stehen dem Rechtspolitischen Ausschuss jederzeit für weitere Gespräche und Kooperation zur Verfügung und 

verbleiben 

Mit freundlichen Grüßen 

                                                                              

Helen Ördög Julian Funck 

Vorstandsvorsitzende Geschäftsführer 
Verein der Rechtsreferendare Hessen e.V. Landessprechendenversammlung Hessen 
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Darmstadt, 15. Juli 2019 
 
Schriftliche Anhörung des Rechtspolitischen Ausschusses des Hessischen Landtags zu dem 
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu einem 
Gesetz zur Änderung des Juristenausbildungsgesetzes und von Rechtsverordnungen über die 
Juristenausbildung, Drucks. 20/626 
 
Die Fachkommission Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in der 
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft - ver.di - in Hessen bedankt sich für die Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu dem vorbezeichneten Gesetzentwurf.  
 
Der vorliegende Gesetzentwurf weist zu Recht auf das Problem der Nachwuchsgewinnung für die 
hessische Justiz hin. Dies ist auch ein Problem der Bezahlung bzw. Besoldung. Durch die 
Wiedereinführung der Verbeamtung von Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendaren wird 
deren Vergütung verbessert. Wir teilen die Auffassung, dass dadurch die Motivation steigen kann, 
das Referendariat in Hessen zu absolvieren. Dass die Gesetzesinitiative allerdings zum Verbleib in 
der hessischen Justiz nach erfolgreichem Abschluss des zweiten Staatsexamens beitragen kann, 
darf bezweifelt werden mit Blick auf das deutlich höhere Besoldungsniveau in der 
Besoldungsgruppe R 1 in einer Vielzahl anderer Bundesländer. Die vorgeschlagene Änderung des 
Juristenausbildungsgesetzes ist daher nur ein erster Schritt zur Steigerung der Attraktivität der 
hessischen Justiz. Weitere Schritte müssen folgen, um genügend hervorragende Nachwuchskräfte 
gewinnen zu können. 
 
Die Wiedereinführung der Verbeamtung ist mit sozialversicherungsrechtlichen Nachteilen 
verbunden. Als Beamte (auf Widerruf) sind Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare 
versicherungsfrei nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Sozialgesetzbuch Fünftes Buch – Gesetzliche 
Krankenversicherung - (SGB V). Wer sich also zukünftig als Rechtsreferendarin oder 
Rechtsreferendar für die private Krankenversicherung entscheidet, versperrt sich unter Umständen 
die spätere Rückkehr in die gesetzliche Krankenversicherung. Über diese möglicherweise 
weitreichenden Folgen der Auswahlentscheidung sollten die angehenden Rechtsreferendarinnen 
und Rechtsreferendare umfassenden aufgeklärt werden. 
 
Eine weitere negative Folge der vorgeschlagenen Verbeamtung ist die Versicherungsfreiheit nach   
§ 27 Abs. 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch Drittes Buch – Arbeitsförderung – (SGB III), die u.a. dazu führt, 
dass im Falle von Arbeitslosigkeit nach dem Ende des Referendariats kein Anspruch auf 
Arbeitslosengeld bestünde. Für Beamte (auf Widerruf) besteht auch keine Möglichkeit der 
„freiwilligen Versicherung“ in der Arbeitslosenversicherung (vgl. § 28a SGB III). Es erscheint 

 
               Hessen 
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insoweit geboten, den Gesetzentwurf um Regelungen zu ergänzen, damit diese signifikante 
Verschlechterung des sozialen Schutzes der Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare 
vermieden werden kann. 
 
Für die Fachkommission 
 
gez. 
Peter Brändle 
Richter am Landessozialgericht 
Sprecher Fachkommission RiSta in ver.di in Hessen 
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